
Präambel des DGB-Grundsatzprogramms vom März 1981 

Durchdrungen von der Verantwortung gegenüber ihren Mitgliedern und dem ganzen Volk 
bekennen sich der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Gewerkschaften zu den 
unveräußerlichen Rechten des Menschen auf Freiheit und Selbstbestimmung. Sie erstreben 
eine Gesellschaftsordnung, in der die Würde des Menschen geachtet wird, und fordern die 
Verwirklichung der Menschenrechte entsprechend der Erklärung der Vereinten Nationen in 
allen Teilen der Welt. 

Die stolzen Erfolge der Arbeiterbewegung in der Vergangenheit, die den Aufbruch der 
Menschheit in eine bessere Zukunft eingeleitet haben, bedeuten eine Verpflichtung für die 
Zukunft. Hierbei bedarf es der Besinnung auf die Grundwerte des menschlichen 
Zusammenlebens und auf ethische und politische Grundhaltungen, die den Geist der 
Solidarität in der Gewerkschaftsbewegung bestimmen. Diese Besinnung wird um so 
dringender, als sich der einzelne Arbeitnehmer in zunehmendem Maße den Bedrängnissen 
der modernen Arbeitswelt und neuen wirtschaftlichen, sozialen und politischen 
Abhängigkeiten ausgesetzt sieht. Veränderungen in Wirtschaft und Gesellschaft haben die 
Erscheinungsformen der sozialen Probleme und Konflikte gewandelt. Es stellen sich neue 
Aufgaben, die auch neue Mittel notwendig machen. 

Seit Beginn der Industrialisierung werden die sozialen und gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen durch den Interessengegensatz zwischen Kapital und Arbeit geprägt. 
Den Interessen der Unternehmer an maximalen Gewinnen stehen die Interessen der 
Arbeitnehmer an sicheren Arbeitsplätzen, menschenwürdigen Arbeits- und Lebens-
bedingungen und ausreichenden Einkommen gegenüber. 

Die Arbeitnehmer schlossen sich gegen den Widerstand des Obrigkeitsstaates zu 
Gewerkschaften zusammen. Sie wollten verhindern, daß die kapitalistische 
Wirtschaftsordnung den Arbeitnehmern die gesellschaftliche Gleichberechtigung verwehrt, 
sie der Willkür der Arbeitgeber unterwirft, ihre Arbeitskraft dem Marktgesetz ausliefert, ihre 
Gesundheit und soziale Sicherheit dem Gewinnstreben unterordnet und soziale Mißstände 
und Krisen verursacht. Es war von Anbeginn das Ziel der Gewerkschaften, der Würde des 
arbeitenden Menschen Achtung zu verschaffen, seinen gerechten Anteil am Ertrag der Arbeit 
durchzusetzen, ihn zu schützen und sozial zu sichern und eine Gesellschaftsordnung zu 
erkämpfen, die allen die freie Entfaltung ihrer Persönlichkeit ermöglicht. 

Der unermüdliche Kampf der Gewerkschaften um die politische und soziale 
Gleichberechtigung der Arbeitnehmer hatte den Erfolg, daß wichtige Teile der 
gewerkschaftlichen Forderung als Grundrechte der Bürger heute in den demokratischen 
Verfassungen gewährleistet und von der öffentlichen Meinung anerkannt werden. Es bleibt 
weiterhin Aufgabe der Gewerkschaften, am Ausbau des sozialen Rechtsstaates und an der 
demokratischen Gestaltung der Gesellschaft mitzuwirken und den Kampf um die 
Gleichberechtigung der Arbeitnehmer fortzusetzen. 

Damit sind die Gewerkschaften entscheidender Integrationsfaktor der Demokratie und 
unentbehrliche Kraft für eine demokratische Fortentwicklung von Wirtschaft und 
Gesellschaft. 

Freie und unabhängige Gewerkschaften sind eine Voraussetzung jeder demokratischen 
Gesellschaft. Die Gewerkschaften haben sich ihre Existenz, ihre Aktionsspielräume und ihre 
Rechte selbst erkämpft. Jeder Angriff auf ihre Autonomie und ihre Handlungsfreiheit ist 
zugleich ein Angriff auf die Grundlagen der Demokratie. Die Gewerkschaften verteidigen mit 
der Demokratie auch ihre eigene Lebensgrundlage. 

Die Gewerkschaften bekennen sich zur parlamentarischen Demokratie und zum 
Mehrparteiensystem. Sie bekräftigen ihre Entschlossenheit zur weltanschaulichen, religiösen 
und politischen Toleranz. Sie setzen sich jedoch gegen alle totalitären und reaktionären 
Bestrebungen mit Entschiedenheit zur Wehr und bekämpfen alle Versuche, die im 
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Grundgesetz verankerten Grundrechte einzuschränken oder aufzuheben. Dabei stützen sie 
sich auch auf das Widerstandsrecht der Verfassung. 

Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland hat mit seinen Grundrechten, mit der 
Verpflichtung aller staatlichen Gewalt, die Würde des Menschen zu achten und zu schützen, 
und mit dem Gebot von Demokratie und Sozialstaatlichkeit die Grundlage und den Rahmen 
für eine freiheitliche, soziale und demokratische Gesellschaftsordnung gegeben 

Das Grundgesetz gewährleistet jedem das Recht auf freie Entfaltung seiner Persöulichkeit. 
Voraussetzung für die Verwirklichung dieses Rechts ist die Befreiung des Menschen von 
vermeidbaren wirtschaftlichen Abhängigkeiten und ungerechtfertigten gesellschaftlichen 
Zwängen. Die Freiheit des einzelnen findet jedoch ihre Grenze in den Rechten der anderen. 

Freiheit und Selbstbestimmung schließen das Recht auf Arbeit und Bildung ein. Alle 
Menschen, Frauen wie Männer, müssen unabhängig von ihrer sozialen Herkunft gleiche 
Chancen haben, entsprechend ihren Fähigkeiten und Neigungen Beruf, Arbeitsplatz und 
Ausbildungsstätte frei zu wählen. 

Das Grundgesetz trifft keine Entscheidung für eine bestimmte Wirtschaftsordnung. Das 
Sozialstaatsgebot fordert aber eine an den Interessen der Arbeitnehmer orientierte 
Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch muß dem 
Wohl der Allgemeinheit dienen. Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel 
können zum Zwecke der Vergesellschaftung in Gemeineigentum oder in andere Formen der 
Gemeinwirtschaft überführt werden. 

Das Grundgesetz fordert einen sozialen Rechtsstaat. Daraus folgt ein Anspruch aller 
Arbeitnehmer auf soziale Sicherheit und auf Schutz vor den Wechselfällen des Lebens. Der 
soziale Rechtsstaat beinhaltet den ständigen Auftrag, nicht die Vorrechte weniger zu 
schützen und die bestehenden Machtverhältnisse zu bewahren, sondern durch soziale und 
gesellschaftliche Reformen die Voraussetzungen für die Entfaltung der Grundrechte aller 
Menschen zu schaffen. 

Die Verwirklichung und Sicherung der Grundrechte erfordert die Solidarität aller 
Arbeitnehmer. Solidarität ist die Grundlage der Gewerkschaftsbewegung. Die Arbeitnehmer 
können die Freiheits- und Gleichheitsrechte nur bewahren und zur vollen Wirksamkeit 
bringen, wenn sie sich zusammenschließen. Starke Gewerkschaften sind eine 
Voraussetzung für die Wahrung und Durchsetzung der wirtschaftlichen, sozialen und 
gesellschaftlichen Interessen der Arbeitnehmer gegenüber der Macht und dem Einfluß, die 
die Verfügungsgewalt über Produktionsmittel und Arbeitsplätze verleiht. 

Durch die Verschmelzung verschiedener Gewerkschaftsrichtungen in der Einheits-
gewerkschaft wurde das Prinzip der Solidarität aller arbeitenden Frauen und Männer 
verwirklicht. 

Die Einheitsgewerkschaft ist aus den Erfahrungen der Arbeitnehmer vor und während der 
Weimarer Republik und der Verfolgung in der Nazidiktatur entstanden. Sie hat die 
historischen Traditionen, politischen Richtungen und geistigen Ströme der 
Arbeiterbewegung, vor allem der freiheitlich-sozialistischen und der christlich-sozialen 
Richtungen, in eine gemeinsame Organisation zusammengeführt. Sie erübrigt 
konkurrierende Gewerkschaften. Die interne Vielfalt der Meinungen verpflichtet auf der 
Grundlage von Toleranz zu einer eigenständigen und unabhängigen Willensbildung die die 
gemeinsamen Interessen aller Arbeitnehmer zum Ausdruck bringt. Weltanschauliche und 
politische Ideologien, die die Gewerkschaften für ihre Zwecke mißbrauchen wollen, sind mit 
dem Gedanken der Einheitsgewerkschaft unvereinbar. 

Die Schaffung von starken Gewerkschaften und Industriegewerkschaften, die die 
Zersplitterung in Berufsverbände und Standesorganisationen überwunden hat, ist eine 
wesentliche Errungenschaft in der Geschichte der deutschen Gewerkschaftsbewegung. Erst 
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die Vereinigung aller Arbeitnehmer in den Betrieben, Industriezweigen und in den 
Verwaltungen ermöglicht es, künstliche Unterschiede zwischen den einzelnen Gruppen und 
Ungleichbehandlungen der Arbeitnehmer zu überwinden. Nur die Einheit der Arbeitnehmer 
kann ein Gegengewicht zur wirtschaftlichen und politischen Macht der Unternehmer und 
Arbeitgeber bilden. 

Als Selbsthilfe- und Kampforganisation bieten die Gewerkschaften ihren Mitgliedern Schutz 
vor den Folgen der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Unterlegenheit. Als soziale und 
gesellschaftliche Bewegung haben sie die Aufgabe, die Ursachen der wirtschaftlichen 
Abhängigkeit und gesellschaftlichen Unterlegenheit der Arbeitnehmer zu beseitigen. Schutz- 
und Gestaltungsfunktion der Gewerkschaften bilden eine unauflösliche Einheit. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine Gewerkschaften sind und bleiben unabhängig 
von Regierungen, Parteien, Kirchen und Unternehmen. Als gemeinsame Organisation der 
Arbeiter, Angestellten und Beamten nehmen die Gewerkschaften die wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Interessen aller Arbeitnehmer und ihrer Familien wahr und dienen 
damit den Erfordernissen des Gesamtwohls. Der Zusammenschluß aller Gruppen der 
Arbeitnehmer bietet die sichere Gewähr, daß sowohl die speziellen Interessen der Arbeiter, 
Angestellten oder Beamten als auch ihre gemeinsamen Anliegen erfolgreich vertreten 
werden können. 

Die allgemeine Anhebung des Lebensstandards, die vor allem der Schaffenskraft und dem 
Fleiß der Arbeitnehmer und nicht zuletzt dem Kampf der Gewerkschaften um soziale und 
wirtschaftliche Reformen zu verdanken ist, hat vielen Arbeitnehmern neue Möglichkeiten der 
Lebensgestaltung eröffnet. Aber die Unsicherheit der Arbeitsplätze, die Ungerechtigkeit der 
Einkommens- und Vermögensverteilung, die Ungleichheit der Bildungschancen und die 
Abhängigkeit von Wirtschaftsmacht sind nicht überwunden. Dazu sind weitere Belastungen 
aus der zunehmenden Verschlechterung der Umweltbedingungen sowie der Intensivierung 
der Arbeit vor allem durch die an Kapitalinteressen ausgerichtete Anwendung neuer 
Technologien und neuer Formen der Arbeitsorganisation gekommen. 

Die Entwicklung in der Bundesrepublik Deutschland hat zu einer Wiederherstellung alter 
Besitz- und Machtverhältnisse geführt. Die Konzentration des Kapitals schreitet ständig fort. 
Die Kleinunternehmen werden zurückgedrängt oder den Großunternehmen wirtschaftlich 
untergeordnet. Die Arbeitnehmer, die übergroße Mehrheit der Bevölkerung, sind noch 
weitgehend von der Verfügungsgewalt über die Produktionsmittel ausgeschlossen. Die 
Arbeitskraft ist ihre einzige Einkommensquelle. 

Die Gewerkschaften kämpfen um die Ausweitung der Mitbestimmung der Arbeitnehmer. 
Damit wollen sie eine Umgestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft einleiten, die die 
Arbeitnehmer an den wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entscheidungen 
gleichberechtigt beteiligt. 

Die sozialen Risiken kann der einzelne Arbeitnehmer nicht allein tragen. Sein legitimer 
Anspruch auf soziale Sicherheit kann nur durch solidarische Verantwortung der Gesellschaft 
erfüllt werden. 

Um Vollbeschäftigung, qualitatives und quantitatives Wirtschaftswachstum und steigende 
Einkommen zu sichern, muß der enge Rahmen der Nationalwirtschaften durch eine neue 
internationale Zusammenarbeit erweitert werden 

Die Aufgaben unserer Zeit können nur durch eine solidarische Zusammenarbeit der 
Menschen Völker und Staaten gelöst werden. Das Ziel ist eine politische und wirtschaftliche 
Gemeinschaft der freien und demokratischen Völker in Europa und ihre enge Verbundenheit 
mit den Völkern der Welt. 

Der Frieden ist elementare Voraussetzung für gewerkschaftliches Wirken und Grundlage für 
den sozialen und kulturellen Fortschritt und soziale Sicherheit in allen Teilen der Welt. 
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Deshalb ist die umfassende Sicherung des Friedens in der Welt ein zentrales Anliegen der 
Gewerkschaften. 

Eine europäische und internationale Friedensordnung muß das Lebensrecht aller Nationen, 
ihr Selbstbestimmungsrecht und die Unverletzlichkeit ihrer Grenzen respektieren. Den 
Gebrauch militärischer Gewalt, von welcher Seite auch immer, lehnen die Gewerkschaften 
ab. 

Entspannung, Abrüstung und Frieden haben für die an der Nahtstelle zweier 
Bündnissysteme gelegene und exponierte Bundesrepublik ganz besonderes Gewicht. 
Deshalb sind alle gewerkschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Kräfte in unserem 
Land aufgefordert, Entspannungs- und Friedenspolitik zu unterstützen. Dazu gehört der 
systematische Ausbau einer weltumspannenden Konfliktforschung und Friedensplanung zur 
frühzeitigen Erkennung und Abwendung von Spannungen. 

Der anhaltende Rüstungswettlauf gefährdet zunehmend den Frieden in der Welt. Das gilt 
auch für die Aufrüstung der Dritten Welt, wo schon lokale Krisenherde die Gefahr weltweiter 
Konflikte in sich bergen. Durch die ständig steigenden Rüstungsausgaben werden darüber 
hinaus Mittel gebunden, die für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung besonders in der 
Dritten Welt dringend erforderlich sind. 

Die Gewerkschaften fordern das Verbot der Entwicklung, der Herstellung, der Lagerung, der 
Weitergabe und der Anwendung atomarer Waffen und anderer Massenvernichtungsmittel 
sowie neuer Waffentechnologien. Ziel der Gewerkschaften bleibt die allgemeine und 
kontrollierte Abrüstung. 

Die Beseitigung von Hunger, Armut und Arbeitslosigkeit, Analphabetentum und 
Unterdrückung ist eine wichtige Bedingung für eine stabile Friedensordnung. 

Die Gewerkschaften bekennen sich uneingeschränkt zur Selbstbestimmung der Völker. Sie 
verurteilen jede Rassendiskriminierung und wenden sich gegen alle Formen der 
Unterdrückung. 

Sie fordern die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung auch für das deutsche 
Volk. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund ruft alle noch abseitsstehenden Arbeitnehmer auf, sich 
zur Einheitsgewerkschaft zu bekennen und an der sozialen Ausgestaltung und Festigung der 
Demokratie und an dem Ausbau einer gerechten Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
mitzuwirken. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund wendet sich insbesondere an die arbeitende Jugend und 
fordert sie auf, an den Zielen der Gewerkschaftsbewegung mitzuarbeiten. Der Deutsche 
Gewerkschaftsbund unterstützt die Jugend tatkräftig. 

Im Deutschen Gewerkschaftsbund kämpfen Männer und Frauen gemeinsam in 
gewerkschaftlicher Tradition für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Gleichberechtigung 
der Frauen. Jede Benachteiligung der Frauen verstößt gegen den Auftrag des 
Grundgesetzes. Zur Verwirklichung der Gleichberechtigung sind Veränderungen der 
Arbeitswelt und der gesellschaftlichen Infrastruktur notwendig. 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund setzt sich gemeinsam mit den ausländischen 
Arbeitnehmern für die Beseitigung ihrer besonderen wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Benachteiligung ein mit dem Ziel, ihre Gleichberechtigung zu verwirklichen. 

Parlamente, Regierungen, Parteien und Kirchen sind aufgerufen, die Gewerkschaften in 
ihren Bestrebungen zu unterstützen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund und seine 
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Gewerkschaften sind bereit, aufgeschlossen die Fragen unserer Zeit mit den Vertretern aller 
Gruppen unseres Volkes zu behandeln. 

Nur eine soziale und demokratische Gesellschaft bietet die Gewähr für ein 
menschenwürdiges Leben und ist ein wirksamer Schutz gegen totalitäre und reaktionäre 
Bestrebungen. 

Die Verwirklichung von Chancengleichheit, Gerechtigkeit und Freiheit bedarf auch der 
inneren Sicherheit. Das berechtigte Bedürfnis der Bürger nach Sicherheit darf aber nicht zum 
Abbau demokratischer Freiheitsrechte mißbraucht werden. Im Spannungsfeld zwischen 
Freiheit und Sicherheit muß der Staat gewährleisten, daß sich soziale und gesellschaftliche 
Veränderungen im Rahmen der Verfassung unbehindert vollziehen können. 

Unsere Zeit verlangt die demokratische Gestaltung des wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 
und politischen Lebens, damit jeder Mensch verantwortlich mitentscheiden kann. 

[…] 

 

Quelle: DGB-Bundesvorstand (Hrsg.), Grundsatzprogramm des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes. 4. Außerordentlicher Bundeskongreß, Düsseldorf 12. - 14. 3. 1981.  

 

 

 


